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ThorsTen schäfer-Gümbel im inTerview
Unser Plan für bezahlbares Wohnen
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und wir haben am ende einen Plan, 
um gutes Wohnen und leben in 
stadt und land zu gestalten. einen 
neuen hessenplan. es wird Zeit da-
für, schwarz-grünes Gewurstel löst 
nämlich keine Zukunftsfragen.
 
Ich wünsche Ihnen allen eine ange-
regte lektüre.

herzlichst

Günter rudolph, mdl
Parlamentarischer Geschäfts-
führer der sPD-landtagsfraktion

Ein paar Trostpflaster für den länd-
lichen raum und ein angeblicher 
„masterplan Wohnen“, der keinen 
substantiellen kern hat. schwarz-
Grün hat keinen Plan für die gro-
ßen herausforderungen.
 
mit diesem heft beleuchten wir 
das thema Wohnen aus vielen Per-
spektiven. und wir gehen mitten 
rein in die Debatten, die natürlich 
auch in unserer Partei kontrovers 
geführt werden. Die Beiträge des 
Frankfurter stadtrats mike Josef 
über den geplanten neuen Frank-
furter stadtteil oder des Odenwäl-
der landrats Frank matiaske zur 
Vernachlässigung des ländlichen 
raums lösen sicher auch Diskussio-
nen aus. auch damit unterscheiden 
wir uns von dieser selbstgerechten, 
schläfrigen landesregierung: Wir 
haben Ideen und diskutieren sie.
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liebe leserinnen, 
liebe leser,

steigende mieten sind sozialer 
Sprengstoff, der dringend ent-
schärft werden muss. Gerade nor-
mal- und Geringverdienern fällt es 
immer schwerer, in den Ballungs-
räumen und den großen städten 
bezahlbare Wohnungen zu finden. 
stadtviertel verändern sich, wenn 
sich dort nur noch Gutbetuchte 
das Wohnen leisten können.
 
nicht weniger dramatisch und 
konfliktträchtig sind die Verände-
rungen auf dem flachen Land. Die 
demographische entwicklung be-
schert dort ganz andere Probleme: 
es kommt zu leerstand, es fehlen 
soziale Infrastruktur, einkaufsmög-
lichkeiten oder ärzte, um nur ein 
paar aspekte anzusprechen.
 
und wie reagiert die landesregie-
rung? Wie immer mit Ignoranz. 

LOTTO hilft Hessen

32,2
für die Kultur.

Mio. €
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Viele Faktoren sorgen dafür, dass die suche nach bezahlbarem Wohnraum für viele menschen immer verzwei-
felter wird. es gelten die marktgesetze: knapper Wohnraum ist teuer. Die mieten gerade für neuvermietun-
gen ziehen immer stärker an. Vor allem die Städte im Ballungsraum sind ein teures Pflaster. Sozialwohnungen 
schwinden. es wird zu wenig neu gebaut. Bauland fehlt. und immer mehr menschen zieht es trotz dieser 
Widrigkeiten in die städte. auf der strecke bleiben da oft die Familien und die normal- und Geringverdiener.

Vor aLLEM StädtE Sind 
Ein tEurES PfLaStEr   
sPd-landtaGsfraKtion  –  text Gert-Uwe Mende  Grafik ManUela KUhn

immer WeniGer  
sozial WohnUnGen
Die Zahl der sozialwohnungen in 
hessen ist unter cDu-regierun-
gen seit 1999 fast halbiert worden, 
von 178.468 auf 93.207 Wohnun-
gen. allein 2015 und 2016 hat der 
Bestand an sozialwohnungen um 
20.000 abgenommen. ende 2016 
suchten rund 46.000 menschen, 
die anspruch auf eine sozialwoh-
nung haben, eine entsprechende 
Bleibe.
Quelle: Bundesregierung/Landesregierung

stUdierende sUchen  
bezahlbare bleibe
Die Zahl der geförderten Woh-
nungen für studierende hat bei 
Weitem nicht mit der entwick-
lung der studierendenzahl schritt 
gehalten. nur rund fünf Prozent 
der hessischen studierenden fan-
den 2015 ein Zimmer bei einem 
der studierendenwerke. Die Ziel-
größe von zehn Prozent wird um 
10.000 Wohnungen verfehlt. 
Quelle: Landesregierung

Grosse „baUlücKe“
hessen braucht bis 2040 rund 
517.000 zusätzliche Wohnun-
gen. am größten ist der Bedarf 
bis 2020: Jedes Jahr müssten 
37.000 Wohnungen hinzuge-
baut werden. Doch tatsächlich 
klafft hier eine große „Baulücke“: 
2016 entstanden 20.000 Woh-
nungen, also 17.000 zu wenig. 
Gleichzeitig sank im zweiten 
Quartal 2017 die Zahl der Bauge-
nehmigungen um 12,6 Prozent.  
Quelle: Landesregierung/VdW Südwest

drastische 
PreissteiGerUnGen
Viele Immobilienportale regist-
rieren anhand der angebote die 
Preisentwicklung für neuvermie-
tungen. Die sind laut wohnungs-
boerse.net in hessen von 2011 
bis 2016 stark gestiegen. kleine 
Wohnungen von 30 Quadratme-
tern wurden um 36 Prozent teu-
rer vermietet, Wohnungen von 
60 Quadratmetern um 30 Pro-
zent und Wohnungen von 100 
Quadratmetern um 34 Prozent.  
Quelle: wohnungsboerse.net

miete frisst einKommen aUf
In hessens Großstädten müssen immer mehr haushalte mehr als 30 
Prozent ihres verfügbaren einkommens für die kaltmiete – also noch 
ohne nebenkosten – aufbringen. In Wiesbaden gilt das mit 45,8 Prozent 
für fast jeden zweiten Haushalt. In Offenbach sind es 45,6 Prozent, in 
Frankfurt 42,1 Prozent, in Darmstadt 38,6 Prozent und in kassel 31,5 
Prozent.
Quelle: Studie der Hans-Böckler-Stiftung

ZukunFt hessen – 7 

faKtenchecK

93 tsd.178 tsd.
1999 heute

 50 %

> 30 %
(ohne nebenkosten)
vom verfügbaren 
einkommen

Betroffene haushalte

Offenbach

Sozialwohnungsrückgang 
seit 1999 mit der CDU in  
Regierungsverantwortung

Sozial- 
wohnungen

ca. 

Frankfurt Darmstadt KasselWiesbaden

+37.000

–10.000

bedarf

Wohnungen jährlich

Wohnungen für studierende

Verfehlt

?

60 m2

30 m2

100 m2

mietpreisanstieg
2011 bis 2016

+36 %

+30 %

+34 %

6 – ZukunFt hessen

Kaltmiete
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Unser Plan für  
bezahlbares Wohnen
sPd-landtaGsfraKtion –  
Interview mit thorsten schäfer-Gümbel

Politische Gestaltungsaufgabe endlich anpacken

Die SPD-Landtagsfraktion hat 
das Thema Wohnen als einen po-
litischen Schwerpunkt ihrer Ar-
beit benannt. „Zukunft Hessen“ 
spricht mit Thorsten Schäfer-
Gümbel über Ziele, Probleme und 
Maßnahmen.

Täuscht der Eindruck, dass das 
Thema Wohnen jetzt plötzlich in 
aller Munde ist?

Schäfer-Gümbel: Für uns ist das 
thema nicht neu. Jahr für Jahr 
haben wir anträge gestellt, um 
mehr bezahlbaren Wohnraum 
zu finanzieren. Jahr für Jahr ha-
ben wir Vorschläge gemacht, 
wie leerstand, umwandlung von 
mietwohnungen oder Verdrän-
gung von altmietern verhindert 
werden können. aber seit 1999 
unter cDu-Führung passiert in 
hessen einfach viel zu wenig. Die 
regierungsjahre von schwarz-
Gelb standen unter dem motto: 
Das regelt der markt. und auch 
schwarz-Grün schaut ziemlich 
tatenlos zu, wie sich die lage ver-
schlechtert. 
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Wie beschreibt die SPD die Lage?

Schäfer-Gümbel: In den Bal-
lungsräumen – und zwar in den 
Großstädten und im umland – 
gehen die mietpreise durch die 
Decke. Gleichzeitig sinkt die Zahl 
der sozialwohnungen, weil alte 
Wohnungen aus der sozialbin-
dung fallen und zu wenige neu 
gebaut werden. Die Großstädte 
stehen unter enormem Wachs-

tumsdruck, was die situation 
auf Jahre hinaus noch verschär-
fen wird. Bauland ist knapp, was 
ein wesentlicher Preistreiber ist. 
Im ergebnis fällt es vor allem 
normal- und Geringverdienern 
immer schwerer, bezahlbaren 
Wohnraum zu finden. Viele Fa-
milien müssen weit mehr als ein 
Drittel ihres einkommens für das 
Wohnen ausgeben und oft ist der 
anteil noch deutlich höher.

Was ist das Gegenrezept der SPD, 
um der Entwicklung nicht hilflos 
zuzusehen?

Schäfer-Gümbel: Gerade geför-
derte Wohnungen für normal- 
und Geringverdiener zu bauen, ist 
eine öffentliche Aufgabe. Sonst 
verdrängen die marktpreise im-
mer mehr menschen in die rand-
gebiete. es war die sPD, die in der 
Bundesregierung die drastische 
aufstockung der Fördermittel für 
sozialen Wohnungsbau durchge-
setzt hat. In einer anderen euro-
päischen Boom-region kann man 
sehen, wie dämpfend sozialwoh-
nungen auf die entwicklung der 
mietpreise wirken. In Wien ge-
hört ein Drittel aller Wohnungen 

> Weiter auf s. 10

der stadt, es gibt 220.000 soge-
nannte Gemeindewohnungen. 
und obwohl die österreichische 
Bundeshauptstadt jährlich um 
30.000 menschen wächst, gibt 
es noch sehr viele Wohnungen zu 
bezahlbaren Preisen.

Die Umwandlung von Mietwoh-
nungen in Eigentum macht vie-
len Mietern große Sorgen.

Schäfer-Gümbel: Deshalb muss 
dem Grundsatz „eigentum ver-
pflichtet“ mehr Geltung ver-
schafft werden. Wir brauchen 
mehr mut zur regulierung: Wer 
Immobilien spekulativ leer ste-
hen lässt oder aus reiner Profitab-
sicht in eigentumswohnungen 
umwandelt und die mieter ver-
treibt, muss aufgehalten werden. 
hamburg zeigt mit seinen sozia-
len erhaltungsverordnungen, was 
möglich ist, um die milieus ge-
wachsener Quartiere zu schützen.
 
Aber jetzt hat Schwarz-Grün ei-
nen „Masterplan Wohnen“ an-
gekündigt und sieht Hessen auf 
einem guten Weg.

Schäfer-Gümbel: Da gilt wieder 
einmal ein erfahrungssatz über 
schwarz-Grün: Je größer die Wor-
te, desto bescheidener die taten. 
Da ersetzt Werbung das handeln. 
Die Förderung von bezahlbarem 
Wohnraum bleibt weit hinter den 
anforderungen zurück. Deshalb 
hat die sPD für 2018 und 2019 
jeweils 40 millionen euro zusätz-
lich dafür gefordert. Im übrigen 
ist das land ja selbst ein Preis-

„mangel an bau
land ist ein wesent
licher Preistreiber.“

„Den Grundsatz  
‚eigentum 
verpflich tet‘ wollen 
wir durchsetzen.“
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funktionierende Infrastruktur, 
schulen, kinderbetreuung, ärzte 
und vieles mehr. hessen ist zu 80 
Prozent ländlich geprägt und wir 
wollen, dass die menschen auf 
dem land sich wohlfühlen kön-
nen und eine Perspektive haben. 
Wir wollen den ländlichen raum 
nach kräften stärken. aber man 
darf sich auch nichts vormachen: 
Den Zuzug in die städte wird das 
nicht stoppen. Deshalb müssen 
wir zweigleisig fahren. stadt und 

land hand in hand, hieß das frü-
her mal. kein schlechtes motto 
für die aufgaben, vor denen wir 
stehen.

Die ländlichen Gegenden haben 
das Gefühl, sie werden im Stich 
gelassen.

Schäfer-Gümbel: mit Blick auf die 
landesregierung haben sie damit 
auch völlig recht. Vergleichbare 
lebensverhältnisse in stadt und 
land sind ein Verfassungsgrund-
satz, der von schwarz-Grün kom-
plett vernachlässigt wird. Dabei 
hat hessen da eine ganz andere 
tradition, allerdings eine klar so-
zialdemokratisch geprägte: mit 
seinen hessenplänen hat Georg- 
august Zinn dafür gesorgt, dass 
die Dörfer und ländlich geprägten 
städte anschluss an die soziale 
und wirtschaftliche entwicklung 
haben. heute sind sie abgehängt 
und mit ihren Problemen allein 
gelassen.

Nochmal zurück zum Ballungs-
raum und zu den Großstädten – 
sind die ökologischen Grenzen des 
Wachstums nicht längst erreicht? 

Schäfer-Gümbel: modernes Bau-
en muss viele aspekte berück-
sichtigen: Flächenverbrauch, 

treiber: Die Grunderwerbsteuer 
wurde massiv angehoben und die 
kommunen werden obendrein 
genötigt, die Grundsteuer zu er-
höhen. Das zahlen die mieter über 
die nebenkostenabrechnung. 
ein richtiger skandal ist, dass der 
Finanzminister das ehemalige 
Polizeipräsidium in Frankfurt zu 
höchstpreisen vermarkten will. 
Damit wird das Wohnen auf die-
sem Gelände unbezahlbar.

Kann es funktionieren, sich dem 
Trend entgegenzustellen, dass 
die Ballungsräume und Großstäd-
te immer weiter wachsen? Das 
könnte ja auch die Probleme min-
dern. 

Schäfer-Gümbel: Ja und nein. Wir 
brauchen endlich auch eine aktive 
Politik für den ländlichen raum, 
die das leben dort einfacher 
macht. Das heißt vor allem: es 
muss dort attraktive arbeitsplät-
ze geben, einen guten öPnV, eine 

energie, Wasserversorgung, ab-
wasser und müll und vor allem 
Verkehr. Dem umstand, dass in 
den städten mehr gebaut werden 
muss, können wir nicht auswei-
chen. also muss es darum gehen, 

wie gebaut wird. Wir haben seit 
Jahren vorgeschlagen in Frank-
furt eine internationale Bauaus-
stellung zu planen, die antwor-
ten auf diese Fragen gibt. aber 
auch hier zeigt sich die fehlende 

W� l ich d�  Welt
verbessern � ll und das

� ch noch Spaß macht...
Soziale Berufe bei der Arbeiterwohlfahrt
Ausbildung | Praktikum | Anerkennungsjahr | Berufseinstieg

www.awo-frankfurt.de
www.awo-wiesbaden.de
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Weitsicht von cDu und Grünen 
bei wichtigen Zukunftsfragen.
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„wir wollen den  
ländlichen raum  
nach Kräften stärken.“

in Wien ist man stolz auf die tradition des gemeindebaus, siehe hier den  
berühmten karl-Marx-Hof. Ein drittel der Wohnungen in Wien gehört der Stadt,  
was die Mietpreise deutlich dämpft.

Anzeige
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SoziaLE Stadt braucHt  
SoziaLE WoHnungSPoLitik

Bezahlbaren Wohnraum sichern 
und schaffen gehört insbeson-
dere in den städten zu den zen-
tralen Zukunftsthemen für die 
Wahrung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts und die Vermei-
dung von weiteren spaltungen 
in unseren stadtgesellschaften. 
Gerade in einer Zeit, die durch 
umfangreiche und weitreichende 
Veränderungen gekennzeichnet 
ist, kommt der Frage, wie lange 
ich mir meine Wohnung, mein 
Wohnumfeld, mein Quartier, 
meine nachbarschaften – meine 
heimat – noch leisten kann, eine 
herausragende Bedeutung zu.
Wohnungspolitik ist deshalb 
immer auch sozialpolitik, Woh-
nungspolitik ist integraler Be-
standteil von stadtentwick-
lungspolitik und stadtteilpolitik. 
Wohnungspolitik muss sozial-

raumbezogen, gemeinwesenori-
entiert und partizipativ betrach-
tet werden.
soziales Wohnen im Fokus ist 
auch handlungsleitend in der 
universitätsstadt Gießen. Wichti-
ger und starker Partner ist dabei 
die kommunale Wohnungsbau-
gesellschaft Wohnbau Gießen, 
die in Gießen 7.100 Wohnungen 

bewirtschaftet, knapp 20 Prozent 
des Wohnungsbestandes in der 
stadt. 
Das sind gute Voraussetzungen 
für die sicherung von bezahlba-
rem Wohnraum, allerdings längst 
nicht mehr auskömmlich. Des-
halb geht es um eine Vielzahl von 
abgestimmten strategien und 
maßnahmen, die auf Grundlage 
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Kommunale strategien am beispiel Gießen

FO
tO

: W
O

h
n

Ba
u

 G
Ie

ss
en

 G
m

Bh

FO
tO

: P
rI

Va
t

von integrierten stadtentwick-
lungskonzepten insbesondere in 
den Programmgebieten der sozi-
alen stadt sowie einem kommu-
nalen Wohnraumversorgungs-
konzept entwickelt wurden. Ziel 
ist, in dieser legislaturperiode 
mindestens 400 neue sozialwoh-
nungen zu bauen.
Weitere maßnahmen sind: ein 
kommunales Investitionspro-
gramm soziales Wohnen für neu-
bau, der erwerb von Belegungs-

bundesministerin dr. barbara Hendricks (links) hat im august gemeinsam mit der 
gießener oberbürgermeisterin dietlind grabe-bolz (rechts) und dem geschäftsfüh-
rer der Wohnbau gießen reinhard thies (zweiter von links) die fast vollständig in 
ihrem ursprünglichen Erscheinungsbild erhaltene, als kulturdenkmal geschützte 
Werkssiedlung besichtigt. 

die Sanierung der rotklinkersiedlung in gießen, ein sozial- und kulturgeschichtli-
ches denkmalensemble mit sehr hohem Sanierungsbedarf, erfolgt im ersten bau-
abschnitt modellhaft durch bundesförderung des Programms „nationale Projekte 
des Städtebaus“. für eine erfolgreiche gesamtsanierung werden Wohnungsbau- 
und Städtebauförderungen benötigt, um auch zukünftig soziales Wohnen in der 
Siedlung zu ermöglichen.

bindungen für sozialwohnungen, 
die Verabredung einer sozialen 
miete für mieter mit Wohnbe-
rechtigungsschein in Wohnbau-
Wohnungen bzw. für die durch 
das kommunale Investitionspro-
gramm geförderten Wohnungen 
sowie die Berücksichtigung eines 
klimabonus bei den kosten der 
unterkunft für energetisch sa-
nierte Wohnungen mit geringen 
heizkosten.
ein besonderes augenmerk liegt 
auf der Beteiligung von Bewohne-
rinnen und Bewohnern. Beispiel-
haft ist die bundesweit einzigar-
tige mietermitbestimmung der 
Wohnbau. In den Programmge-
bieten der sozialen stadt werden 
alle Initiativen der Quartiersent-
wicklung durch runde tische und 
Quartiersmanagement begleitet.
Die soziale stadt braucht soziale 
Wohnungspolitik, die kommu-
nen brauchen eine auskömmli-
che Finanzierung und weiterge-
hende unterstützung von land 
und Bund, um Daseinsvorsorge 
im Bereich Wohnen gewährleis-
ten zu können.
Die ausweitung der Bund-län-
der-Programme „soziale stadt“ 
trägt einer zentralen Forderung 
der kommunen rechnung und 

SPd-landeSverBand  –  Von astrid eibelshäUser

Astrid Eibelshäuser ist stellvertre-
tende Vorsitzende der SPD Gießen 
und hauptamtliche Stadträtin und 
Dezernentin für Bildung, Integration 
und Soziale Stadterneuerung.

ermöglicht diesen, beteiligungs-
orientiert städteplanung, Wohn-
umfeldgestaltung, sicherung des 
Wohnungsbestandes, soziale In-
frastruktur, Zugänge zu Bildung 
und Integration von Zugewander-
ten in den Quartieren systema-
tisch zusammen zu entwickeln.
soziale Wohnungspolitik muss 
verstärkt den neubau von sozi-
alwohnungen voranbringen und 
gleichzeitig den sozialen Bestand 
sichern. eine Vielzahl von Woh-
nungen im unteren Preissegment 
bedarf einer grundlegenden mo-
dernisierung und energetischen 
sanierung, ohne dass dies zu 
mietpreisen führen darf, die Be-
wohnerinnen und Bewohner aus 
ihren angestammten Quartieren 
verdrängen.
Das thema Wohnen nimmt heute 
wieder einen vorderen Platz auf 
der politischen agenda ein und 
gerade die Wohnungsbauoffen-
sive des Bundesbauministeriums 
in der vergangenen legislaturpe-
riode hat Weichen richtig gestellt, 
aber weiterhin stehen große her-
ausforderungen an. auch zukünf-
tig muss es weiter und verstärkt 
um die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus gehen.
Dazu braucht es die konsequente 
Weiterverfolgung des eingeschla-
genen Weges auf Bundesebene, 
eine offensive Ausgestaltung 
und ausweitung durch die län-
der, höhere Flexibilität und die 
Verzahnung der Programme des 
Wohnungsbaus und der städte-
bauförderung.
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Deutschlandweit fehlen 
derzeit rund eine million 
Wohnungen. Die Folge 

sind stark ansteigende mieten. 
allein in hessen müssten jedes 
Jahr 37.000 neue Wohnungen 
gebaut werden, um den tatsäch-
lichen Bedarf zu befriedigen. Ge-
baut wurden 2016 aber lediglich 
17.000 Wohnungen.
trotz dieses Wohnungsmangels 

muss das Wohnen weiter bezahl-
bar bleiben. es darf nicht zu einer 
Verdrängung einkommensschwä-
cherer bzw. Durchschnittsverdie-
ner-haushalte kommen. Deshalb 
benötigen wir mehr neubau, vor 
allen Dingen aber bezahlbare 
neue mietwohnungen, und müs-
sen auch im Wohnungsbestand 
dafür sorgen, dass das Wohnen 
bezahlbar bleibt. Leider befindet 

Eva-Maria Winckelmann ist Juristin 
und arbeitet seit 1997 für den 
Mieterbund, seit 2013 als Geschäfts-
führerin und Verbandsdirektorin des 
Deutschen Mieterbunds-Landesver-
band Hessen.Steigende Mieten verdrängen normal- 

und geringverdiener. 
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GastbeitraG  –  Von eva-Maria wincKelMann

forderungen des mieterbunds hessen

kLotzEn  
Statt kLEckErn sich insbesondere der Wohnraum 

im Ballungsgebiet rhein-main in 
einer katastrophalen situation. 
allein in Frankfurt fehlen aktuell 
rund 25.000 Wohnungen. 
Was ist aber bezahlbarer Wohn-
raum und wie lässt sich dieser 
sichern? Von bezahlbarem Wohn-
raum kann man dann sprechen, 
wenn die miete nicht mehr als 30 
Prozent des einkommens beträgt. 
Für eine Verbesserung der lage 
bedarf es vieler schritte. es muss 
vor allem der neubau von sozial-
wohnungen noch stärker geför-
dert werden. Dazu gehört die Be-
reitstellung staatlicher-, landes 
und kommunaler Fördermittel. 
Die soziale Wohnraumförderung 
muss Daueraufgabe von Bund 
und ländern bleiben mit gesetz-
licher Verankerung. Bei sozialer 
Wohnraumförderung muss wie-
der geklotzt statt gekleckert wer-
den. 
Die städtischen und die landesei-
genen Wohnungsgesellschaften 
müssen vorrangig in den öffent-
lich geförderten Wohnungsbau 
mit langen mietpreis- und Bele-
gungsbindungen investieren. Für 
die nächsten Jahre müssen lan-
deseigene und kommunale Woh-
nungsgesellschaften auf ihre Ge-
winnausschüttungen verzichten. 
damit dieses Geld zusätzlich für 
dringend benötigte Investitionen 
zur Verfügung steht. 
Die landeseigenen und kommu-
nalen Wohnungsgesellschaften 
müssen sich bei mieterhöhungen 
äußerste Zurückhaltung auferle-
gen. Obergrenze für ihre mieter-
höhungen dürfen nicht mehr die 
mittelwerte der mietspiegel sein, 
sondern die mieterhöhungsver-
langen müssen darunter bleiben, 
denn jede mieterhöhung treibt 
das mietniveau weiter in die 
höhe. 
Das land muss die Zweckent-
fremdungsverordnung wieder 

faktEn

stimme der mieter
Der Deutsche mieterbund – landesverband hessen 
e.V. ist einer der 16 landesverbände des Deutschen 
mieterbundes (DmB). sein Ziel ist die einheitliche 
Wahrnehmung und Vertretung der Interessen und 
rechte der mieter in hessen. In den 24 hessischen 
mietervereinen sind mehr als 100.000 mieterhaus-
halte organisiert, was einer mitgliederstärke von 
rd. 200.000 Personen entspricht. Der Deutsche 
mieterbund – landesverband hessen e.V. ist damit 
einer der größten und stärksten Verbände im land.

einführen, damit das spekulati-
ve leerstehenlassen von Woh-
nungen und die gewerbsmäßige 
Vermietung als Ferienwohnung 
unterbunden werden können. 
Das land muss außerdem die 
2019 auslaufende fünfjährige 
kündigungssperrfrist nach um-
wandlung von miet- in eigen-

tumswohnungen auf zehn Jahre 
verlängern. 
schließlich ist der Bundesgesetz-
geber aufgefordert, endlich den 
ausgehöhlten mieterschutz wie-
derherzustellen, indem zum Bei-
spiel die anforderungen an eigen-
bedarfskündigungen verschärft 
werden, die mietpreisbremse 
wirksam umgesetzt wird und die 
modernisierungsmieterhöhun-
gen sich zukünftig ausschließlich 
im rahmen der Vergleichsmie-
ten bewegen dürfen, maximal 
auf 1.50 euro pro m2 beschränkt  
werden. 
mietpreisüberhöhungen und 
mietwucher müssen wieder 
schärfer als bisher geahndet 
werden können. Die Wohnungs-
versorgung darf nicht allein den 

regeln des marktes überlassen 
werden. Die jetzigen alarm-
zeichen müssen endlich ernst 
genommen werden, damit es 
zukünftig nicht zu erheblichen 
sozialen und politischen Verwer-
fungen kommt.

ZukunFt hessen – 15 

„mietwucher  
wieder schärfer 
ahnden.“
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kLEinE rEntE, 
kLEinE MiEtE

Die weitaus meisten älteren 
menschen wohnen selbst-
ständig in eigenem oder 

gemietetem Wohnraum und 
wünschen sich in ihrer gewohn-
ten umgebung zu bleiben. hier 
gibt es zahlreiche hindernisse. 
In den Ballungsräumen macht 
sich die Wohnraumknappheit 
durch eine rapide Preissteigerung 
besonders bemerkbar, während 
mit eintritt in das rentenalter 
die finanziellen Möglichkeiten 
sich verringern und der anteil der 
miete an den lebenshaltungs-
kosten immer mehr steigt.
Im ländlichen raum bricht häu-
fig das soziale Umfeld weg, Ein-
kaufsmöglichkeiten vor Ort und 
gesundheitliche Versorgung wer-
den knapp, gleichzeitig sinkt die 
persönliche mobilität, ohne dass 

es ein öffentliches Angebot gibt.
eine intensive Wohnungsbau-
politik muss für die ältere Gene-
ration bei allen entscheidungen 
eine reihe von Politik- und hand-
lungsfeldern mit bedenken: Ge-
sundheits- und Verkehrspolitik, 
die Schaffung oder Erhaltung von 
Sozialräumen. Davon profitieren 
auch die Jüngeren.

neben einer Verstärkung des 
Wohnungsbaus, bei dem auch 
dem Wunsch von etwa einem 
Fünftel der älteren Generation 
nach kleineren Wohneinhei-
ten rechnung getragen werden 
muss, ist die ertüchtigung des 
vorhandenen Wohnraums zu 
seniorengerechtem Wohnen zu 
unterstützen. Dies sollte durch 

Ulrike Alex ist SPD-Abgeord-
nete aus Dietzenbach und 
seniorenpolitische Sprecherin 
der SPD-Landtagsfraktion.
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sPd-landtaGsfraKtion  –  Von UlriKe alex, Mdl

Altersgerechtes und bezahlbares wohnen 
für senioren ermöglichen

unabhängige Beratung und ein 
Förderprogramm geschehen, 
denn die notwendigen Investi-
tionen können von vielen nicht 
getragen werden. In Pflegeein-
richtungen wird noch zu sehr der 
schwerpunkt auf den reibungslo-
sen und optimalen Pflegeablauf 
gelegt. Die menschen dort wün-
schen sich, dass der Wohnaspekt 
im Vordergrund steht.
es muss deshalb zukünftig darum 
gehen, altersgerechtes und be-
zahlbares Wohnen in die Wohn-
raumplanung zu integrieren und 
vor Ort mobilität, sozialräume 
und Nahversorgung zu schaffen, 
wovon auch die Jüngeren profi-
tieren. 
Viel kann durch genossenschaft-
lichen Wohnungsbau erreicht 
werden. Im main-kinzig-kreis 
werden entsprechende Initiati-
ven gefördert. so entstehen in 
Wächterbach neben einer alten 

Preiswertes Wohnen realisiert  
die „Wohnbau60plus“ in  
der alten Schule in Hesseldorf.  
im Juni war Einweihungsfeier. 

ulrike alex und Michael Schell, Vorstand 
der genossenschaft, an der alten Schule.

VorzeiGeProjeKt
Günstiges Wohnen dank Genossenschaft

Ein echtes Vorzeigeprojekt für die Schaffung von bezahlbarem und mög-
lichst seniorengerechtem Wohnraum geht auf die Initiative der aG 60 
plus im main-kinzig-kreis zurück. Deren mitglieder haben 2015 die 
Genossenschaft „Wohnbau60plus“ gegründet, um in Wächtersbach-
hesseldorf eine alte schule zu zeitgemäßen, bezahlbaren Wohnungen 
umzubauen. 

Inzwischen sind dort auch mit Fördermitteln des main-kinzig-kreises 
vier Wohnungen entstanden, die zu einem mietpreis von 5,50 euro pro 
Quadratmeter günstig vermietet werden. Der altbaubestand hat es bei 
diesem Preisziel nicht möglich gemacht, die standards für seniorenge-
rechtes Wohnen vollständig zu realisieren. aber für den nächsten Bau-
abschnitt, der mit zehn weiteren Wohnungen geplant ist, ist das vorge-
sehen. Die Genossenschaft kümmert sich gemeinsam mit den örtlichen 
landfrauen auch darum, dass die Bewohner lebensmittel bei örtlichen 
selbstversorgern bestellen können, denn einen laden gibt es im Dorf 
nicht mehr.
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schule, die von der Wohnbauge-
nossenschaft 60plus in erbpacht 
übernommen wurde, 10 seni-
orengerechte Wohnungen. Der 
Weg zum öPnV ist nicht weit 
und in Zusammenarbeit mit un-
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örtlichen Backhaus soll ein leben-
diger sozialraum entstehen. 



lungsraum umziehen muss, einen 
vierstelligen Betrag. Die mittel 
des Bundes für die soziale Wohn-
raumförderung wurden auf 1,5 
milliarden euro jährlich verdrei-
facht. Damit der Bund auch nach 
2019 den sozialen Wohnungsbau 
finanzieren kann, setzen wir uns 
für eine änderung des Grundge-
setzes ein.

auch dort, wo die sPD auf kom-
munaler ebene mitregiert, wird 
alles getan, um den anstieg der 
mieten zu bremsen. etwa indem 
neue Flächen ausgewiesen wer-
den und ein teil der Fläche für 
sozial gebundenen Wohnraum 
vorbehalten wird. so konnte die 
Frankfurter sPD mit ihrem Ober-
bürgermeister Peter Feldmann ge-
gen den jahrelangen Widerstand 
von cDu und Grünen die Planung 
eines neuen stadtteils durchset-
zen. Damit wird in einigen Jahren 
eine erhebliche entlastung des 
Frankfurter Wohnungsmarktes 
möglich.
 
eine relativ preisgünstige mög-
lichkeit zur entlastung der mieten 
in den hochschulstädten wäre die 
Bereitstellung von ausreichend 
Wohnheimplätzen für studie-
rende und azubis. auch hier ist 
hessen nach 18 Jahren cDu-
regierungen weit abgeschlagen. 
ausgerechnet im teuren rhein-
main-Gebiet gibt es nicht einmal 
für vier Prozent der studierenden 
ein Wohnheimzimmer. studieren-
de konkurrieren deshalb zusätz-
lich mit finanzschwachen Mietern 
um günstigen Wohnraum.

Die wohnraumpolitische 
Bilanz nach 18 Jahren 
landesregierungen un-

ter cDu-Führung ist verheerend. 
Die mietpreise im Ballungsraum 
sind explodiert. Die Zahl der so-
zialwohnungen hat sich seit dem 
regierungsantritt der cDu 1999 
in hessen nahezu halbiert. und 
die mieten steigen weiter – allein 
seit 2011 um mehr als ein Drittel.
 
es wird für menschen mit klei-
nem oder mittlerem einkommen 
immer schwieriger, in hessens 
städten eine lebenswerte und 
bezahlbare Wohnung zu finden. 
auf die wenigen günstig vermie-
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heute entscheidet sich, wer sich 
in zehn Jahren das leben in hes-
sens städten noch leisten kann. 
280.000 menschen mehr als heu-
te werden nach aktuellen schät-
zungen 2026 in hessen leben. 
Wenn dann auch Polizisten und 
krankenschwestern in Frankfurt, 
Darmstadt, kassel oder Wiesba-
den bezahlbare Wohnungen vor-
finden sollen, muss das Land deut-
lich mehr tun als im moment.
 
Die sPD-landtagsfraktion hat kla-
re Ziele gesetzt. Die Bindungsdau-
er im hessischen Wohnraumför-
dergesetz muss auf mindestens 
zehn Jahre verlängert werden. Im 
Wohnraumförderungsgesetz müs-
sen die einkommensgrenzen für 
die Berechtigung zum Bezug einer 

sozialwohnung um mindestens 
20 Prozent angehoben werden. 
Die hessische Bauordnung muss 
überarbeitet werden mit dem 
Ziel, schnelles und kostengüns-
tiges Bauen zu ermöglichen. Die 
landesinvestitionen in den Woh-
nungsbau müssen deutlich ausge-
weitet werden, die sPD fordert da-
für im Doppelhaushalt 2018/2019 
80 millionen euro zusätzlich. Das 
Zweckentfremdungsverbot für 
Wohnraum muss wieder einge-
führt werden. und nicht zuletzt: 
eine sPD-geführte landesregie-
rung wird sich im Gegensatz zu 
schwarz-Grün auch in Berlin für 
Wohnungsbauförderung einset-
zen, statt den mieterschutz zu 
blockieren und auszubremsen.
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18 JaHrE untätigkEit
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Parteivorsitzender in direkter Ver-
antwortung – blockierte die cDu 
die Vorschläge der sPD für eine 
wirkungsvollere ausgestaltung 
der mietpreisbremse. Dabei wäre 
dieses Instrument am ehesten 
geeignet, kurzfristig den weiteren 
anstieg der mieten zu stoppen.
 
Im Gegensatz zu schwarz-Grün 
steht die sPD für mieterschutz 
und Wohnungsbau. Im Bund ha-
ben wir in vier Jahren Großer koa-
lition etliches für mieter durchset-
zen können: Der maklerzwang für 
mieter wurde auf Druck der sPD 
abgeschafft. Allein dadurch spart 
fast jede Familie, die in einem Bal-

teten Wohnungen kommen oft 
dutzende Bewerber. Befristet und 
unsicher Beschäftigte und Famili-
en mit kindern haben das nach-
sehen. auch auf dem land fehlen 
vielerorts günstige kleinere miet-
wohnungen für junge leute.
 
Die cDu-landesregierungen un-
ter roland koch und Volker Bouf-
fier haben dem Wildwuchs am 
Wohnungsmarkt 18 Jahre lang 
tatenlos zugesehen. mehr noch: 
Den kommunen wurde über 
Jahre hinweg das nötige Geld 
für den sozialen Wohnungsbau 
entzogen. Im Bund – auch hier ist 
Herr Bouffier als stellvertretender 

da blüht nur wenig: unter Schwarz-
grün wird bezahlbarer Wohnraum 
immer mehr zur Mangelware.
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längst sind hohe mieten wie 
im Großraum Frankfurt nicht 
mehr nur für menschen mit 

geringem einkommen ein Prob-
lem. In vielen Groß-, aber auch 
beliebten universitätsstädten 
wie marburg stoßen angesichts 
exorbitant gestiegener mieten 
auch Gutverdiener/innen an ihre 
Grenzen. 

„man kann nicht mehr umzie-
hen“ ist ein geflügeltes Wort 
unter Familien, die eine größere 
Wohnung suchen, aber in Innen-
städten keine bezahlbare finden. 
Für uns ist klar: Wer mehr als ein 
Drittel seines verfügbaren netto-
einkommens für Wohnen ausgibt, 
zahlt zu viel. 
Doch für viele ist das längst re-
alität. In Ballungsräumen geben 
eine million haushalte mehr als 
die hälfte ihres einkommens 
für miete aus. Diese entwick-
lung muss gestoppt werden. Die 
sPD-Bundestagsfraktion hat sich 

deshalb massiv für eine soziale-
re Wohnungsbau- und mieten-
politik eingesetzt: Von der erhö-
hung des Wohngeldes profitieren 
870.000 haushalte, davon 90.000, 
die bisher auf Grundsicherung 
angewiesen waren. Jetzt fordern 
wir eine regelmäßige anpassung 
des Wohngeldes an die Preisent-
wicklung. 
mit der mietpreisbremse haben 
wir eine wichtige Diskussion über 
zu hohe mieten angestoßen. Bei 
aller kritik zeigt sich bereits, dass 
mieterinnen und mieter, die mit 
hilfe von Verbraucherportalen 
die mietpreisbremse ziehen, im 
schnitt 200 euro monatlich we-
niger zahlen. klar vereinbart 
war aber auch, dass die miet-
preisbremse weiterentwickelt 
werden soll. Die Vorschläge von 

Sören Bartol ist stellvertretender 
Vorsitzender der SPD-Bundestags-
fraktion für die Bereiche Verkehr, 
Bau und digitale Infrastruktur sowie 
„Digitale Agenda“.

der ausbau von kinderspielplätzen 
wie hier im Wiesbadener Stadtteil 
Schelmengraben ist eine Möglichkeit, 
mit Mitteln aus dem Programm „Soziale 
Stadt“ die Lebensqualität zu verbessern.

FO
tO

: G
er

t-
u

W
e 

m
en

D
e

FO
tO

: s
u

sI
e 

kn
O

ll

sPd-landesVerband  –  Von Sören Bartol, MdB

wohnen als schwerpunkt der sPD 
im bundestag

MiEtEr gEScHützt,  
MittEL VErdrEifacHt
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heiko maas lagen seit april 2016 
auf dem tisch und wurden von 
kanzlerin merkel bereits auf 
kabinetts ebene blockiert.
neben dem kampf gegen unfai-
re mietenanstiege haben minis-
terin Barbara hendricks und die 
sPD-Bundestagsfraktion dafür 
gesorgt, dass die mittel des Bun-
des für die soziale Wohnraum-
förderung auf 1,5 milliarden 
euro jährlich erhöht und damit 
verdreifacht wurden. Damit der 
Bund auch nach 2019 den sozi-

alen Wohnungsbau finanzieren 
kann, setzen wir uns für eine än-
derung des Grundgesetzes ein. 
entscheidend ist, dass die län-
der diese mittel dann auch dem 
Zweck entsprechend für mehr so-
zialen Wohnungsbau verwenden. 
klar ist aber auch: um den Woh-
nungsbau in schwung zu brin-
gen, müssen alle akteure im 
Wohnungsbau an einem strang 
ziehen. Das von ministerin hen-
dricks ins leben gerufene Bünd-
nis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen ist deshalb ein wichtiger 
schritt. ein erfolg war die schaf-
fung der neuen Baugebietskate-
gorie urbanes Gebiet. länder und 
kommunen erhalten damit neue 
möglichkeiten, um in stadtlagen 
durch das Zusammenrücken von 
Gewerbe und Wohnen, durch 
nachverdichtungen Wohnungen 
zu bauen. Die Baukostensen-
kungskommission hat wichtige 
empfehlungen erarbeitet, um 
Bauen in den ländern und kom-
munen nicht weiter zu verteuern.
neben Baukosten ist der mangel 
an Bauland eines der größten 
hemmnisse für den Wohnungs-
bau. Ich will nicht verhehlen, dass 
wir uns als sPD-Bundestagsfrak-
tion eine wirkungsvollere Bau-
landpolitik gewünscht hätten. 
Das haben wir immer wieder be-
kräftigt, aber die Widerstände der 

unionsfraktion und des Finanz-
ministers waren zu groß. Immer-
hin haben wir erreicht, dass durch 
die Bundesanstalt für Immobili-
enaufgaben (BIma) entbehrliche 
Grundstücke und konversionslie-
genschaften des Bundes für den 
sozialen Wohnungsbau verbilligt 
abgegeben werden können. 
Weil das bei weitem nicht aus-
reicht, bleibt es unser Ziel, dass 
das BIma-Gesetz in der nächsten 
legislaturperiode geändert wird, 

faktEn

breites bündnis 
Das „Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen“ hat auf Initiative von Bundesministerin Barbara hendricks 
(sPD) Bund, länder, kommunen, Wohnungs- und Bauwirtschaft, den Deutschen mieterbund, Gewerkschaf-
ten sowie weitere gesellschaftlich relevante akteure zusammengeführt, um die herausforderungen am 
Wohnungsmarkt zu bewältigen. Ziel ist es, gemeinsam die Voraussetzungen für den Bau und die modernisie-
rung von Wohnraum in guter Qualität, vorzugsweise im bezahlbaren marktsegment, zu verbessern und das 
Wohnungsangebot in den Ballungsgebieten mit Wohnraummangel zu erweitern.
Die Bündnispartner streben gemeinsam die Deckung des Wohnungsbedarfs durch neubau sowie aus-,  
umbau oder modernisierung bestehender Gebäude an. Der sozialen Wohnraumförderung kommt dabei eine 
besondere Bedeutung zu.
Die arbeit des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen zeigt nach einschätzung von Barbara  
hendricks Wirkung: mit über 375.000 Baugenehmigungen sind im vergangenen Jahr so viele Wohnungen 
genehmigt worden wie seit 1999 nicht mehr. nun müssten aus Genehmigungen Bauvorhaben werden,  
forderte sie.

sodass beim Verkauf öffentlicher 
Grundstücke und Gebäude nicht 
nur der höchstpreis, sondern 
auch wohnungs- und stadtent-
wicklungspolitische Ziele eine 
rolle spielen dürfen. Das gilt für 
Grundstücke im eigentum des 
Bundes, aber auch in den ländern 
und kommunen muss durch eine 
aktive liegenschaftspolitik zu-
sätzliches Bauland bereitgestellt 
werden.  

QUartiere entWicKeln
Das Förderprogramm „Soziale Stadt“

mehr lebensqualität in benachteiligte stadt- und Ortsteile zu bringen, 
ist das Ziel des städtebauförderungsprogramms „soziale stadt“, das 
vom Bund und von den ländern getragen wird. es bietet viele möglich-
keiten, die Wohnquartiere aufzuwerten, sei es durch bauliche Verände-
rungen, durch stadtteilkultur, sport, Gesundheitsförderung, umwelt-, 
Bildungsangebote oder maßnahmen für mehr sicherheit. seit 1999 
wurden in hessen 56 standorte aus dem Programm „soziale stadt“ 
gefördert. Der Bund hat seine mittel in den vergangenen Jahren erneut 
deutlich aufgestockt. Im Jahr 2017 stellt er bundesweit 190 millionen 
euro bereit.



40.000 MEnScHEn 
SucHEn EinE  
SoziaLWoHnung

VorbiLd HaMburg

sPd-landtaGsfraKtion  –  Von Michael SieBel, Mdl 

Die Wohnungssituation in 
hessen ist prekär. men-
schen mit kleinen und 

mittleren einkommen müssen 
bis zu 50 Prozent ihres monats-
einkommens für die miete ihrer 
Wohnung ausgeben. Durch den 
enormen Zuzug in die Ballungs-
räume wird sich die situation 
in den kommenden Jahren wei-
ter verschärfen. selbst die Bezie-
her mittlerer einkommen können 
sich in den Großstädten unseres 
landes kaum noch eine Wohnung 
leisten. außerdem benötigt die 
wachsende Zahl von Flüchtlingen, 
die nach hessen kommt, entspre-
chende unterkünfte. trotz dieser 
entwicklung werden in hessen 
immer noch weniger sozialwoh-
nungen gebaut, als aus der sozi-
albindung pro Jahr herausfallen. 

aufwertung ohne Verdrängung – 
so beschreibt die Freie hanse-
stadt hamburg den Zweck ihrer 
sozialen erhaltungsverordnun-
gen, die vor allem für innerstäd-
tische altbauquartiere erlassen 
worden sind, die unter einem 
starken aufwertungs- und Ver-
drängungsdruck stehen. Damit 
soll luxusmodernisierungen, 

40.000 menschen suchen gegen-
wärtig in hessen eine sozialwoh-
nung, 10.000 Wohnungen für 
studierende wären notwendig, 
um deren Bedarf zu decken. 

Millionen mehr für Sozialwoh-
nungen bei der Nassauischen 
Heimstätte
sicherlich der größte erfolg der 
sPD in der aktuellen Wahlperio-
de war die Durchsetzung unserer 
Forderung, bei der landeseige-
nen Wohnungsbaugesellschaft 
nassauische heimstätte eine 
eigenkapitalerhöhung von 50 
millionen euro für den Bau von 
sozialwohnungen durchzusetzen. 
Damit hat das land mit seiner ei-
genen Wohnungsbaugesellschaft 
den Bau von sozialwohnungen 
und Wohnungen für niedrige und 
mittlere einkommen direkt zu 
steuern. hatte sich die nh in den 
vergangenen Jahren bei neubau 
von sozialwohnungen sehr zu-
rückgehalten, hat sich dies nun 
verändert.

Bündnis für bezahlbaren Wohn-
raum
unter leitung der Bundeswoh-
nungsbauministerin ist ein Bünd-
nis für bezahlbaren Wohnraum  
auf Bundesebene eingesetzt 
worden. Da der Wohnungsbau 
mit der Föderalismusreform auf 
die länder übertragen wurde, hat 
die sPD auch auf landesebene 
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ein Bündnis gefordert und die 
landesregierung folgte der For-
derung.
Insbesondere in den Ballungs-
räumen fehlt es an bezahlbarem 
Wohnraum. es geht um die sen-
kung der Wohnkosten. Deshalb 
soll das Bündnis Vorschläge erar-
beiten, wie Wohnungen kosten-
günstig und energetisch effizient 
weiterentwickelt werden können.
Folgende handlungsfelder wer-
den bearbeitet: der neubau von 
Wohnungen, die Belebung des 
sozialen Wohnungsbaus, die Fra-
ge bezahlbarer mieten und der 
sozialen sicherung des Wohnens, 
die möglichkeiten der kosten-
günstigen erstellung von Wohn-
raum  und die erhöhung der ener-
gieeffizienz sowie die Schaffung 
von Wohnraum für ältere men-
schen. 

Milieuschutzsatzung zur Erhal-
tung von Mietwohnungen
Die sPD forderte eine Verordnung 
über einen Genehmigungsvor-
behalt für die Begründung von 
Wohnungseigentum in erhal-
tungsgebieten – eine sogenannte  
milieuschutzsatzung.
Damit soll in Gebieten mit an-
gespannten Wohnungsmärk-
ten, in denen die mieten über-
durchschnittlich hoch sind, die 
umwandlung von Wohnraum in 
eigentum schwieriger werden. 
neben der mietpreisbremse kann 

Viele unserer Forderungen sind 
nicht berücksichtigt worden. 
es müssen für studierende neue 
Wohnungen gebaut werden. 
Insbesondere an den hochschul-
standorten des rhein-main-Ge-
biets kann damit der Wohnungs-
markt entlastet werden. Die 
Bindungsdauer im hessischen 
Wohnraumfördergesetz muss  
auf mindestens 10 Jahre verlän-
gert werden. nur so kann der 
Bestand an sozialwohnungen 
langfristig gesichert werden. Im 
Wohnbaufördergesetz werden 
die einkommensgrenzen für die 
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wohnungspolitik in hessen – eine bilanz 

schutz vor verdrängung  
und spekulation

eine milieuschutzsatzung dämp-
fend auf die entwicklung der mie-
ten wirken.
In hamburg gibt es bereits seit 
drei Jahren eine milieuschutzsat-
zung. Dort wurde die umwand-
lung von mietwohnungen in 
eigentumswohnungen um 75 % 
gesenkt.
milieuschutz trägt dazu bei, die 
struktur von Wohnrevieren zu 
erhalten und der Gentrifizierung 
entgegenzuwirken. Dies ist insbe-
sondere für die städte von großer 
Bedeutung, um sozialstrukturen 
zu stabilisieren.

Michael Siebel ist Landtags-
abgeordneter aus Darmstadt 
und wohnungsbaupolitischer 
Sprecher der  
SPD-Landtags fraktion.

Viele Hamburger Wohnviertel sind heute schon durch Erhaltungsverordnungen 
geschützt oder sollen – an der helleren farbe erkennbar – künftig geschützt werden. 
Quelle: behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Hamburg.

umwandlungen von miet- in ei-
gentumswohnungen und speku-
lativen Verkäufen einhalt geboten 
werden. neun solcher Verordnun-
gen wurden bereits erlassen, sie 
schützen über 600 hektar Fläche 
und über 125.000 einwohner in 
mehr als 66.000 haushalten. Wei-
tere Verordnungen sind in Vorbe-
reitung. 

Ihr Ziel ist es, die bestehenden 
milieus zu schützen, spekulation 
und Verdrängungseffekten ent-
gegenzuwirken und weitere Ver-
luste von günstigem Wohnraum 
einzudämmen. 
eigentümer unterliegen in diesen 
Gebieten besonderen Geneh-
migungspflichten, zum Beispiel 
beim abriss von Gebäuden oder 
Gebäudeteilen, bei Bau- bzw. mo-
dernisierungsmaßnahmen, bei 
den änderungen der nutzungsart 
wie der umwandlung von miet-
wohnungen in Büroräume oder 
der umwandlung von miet- in ei-
gentumswohnungen.
Die oben genannten Vorhaben 
müssen beim jeweils zuständigen 
Bezirksamt beantragt werden. 
Dort wird überprüft, ob durch 
die beabsichtigten maßnahmen 
nachteilige auswirkungen auf die 
Zusammensetzung der Bevölke-
rung zu befürchten sind. Bei um-
wandlungen von miet- in eigen-
tumswohnungen wird geprüft, 
ob die eigentümer in spekulativer 
absicht mit den entsprechenden 
nachteilen für die mieter han-
deln. Die Genehmigung wird in 
der regel nicht erteilt, da durch 
eine umwandlung kurz- oder 
mittelfristig die Gefahr einer Ver-
änderung der Bewohnerstruktur 
besteht. 

Berechtigung zum Bezug einer 
sozialwohnung um mindestens 
20 Prozent angehoben. Die hes-
sische Bauordnung muss grund-
sätzlich überarbeitet werden. Da-
bei ist das hauptziel der novelle, 
schnelles Bauen und kostengüns-
tiges Bauen zu ermöglichen.
Deshalb lohnt es sich weiter, 
für bezahlbaren Wohnraum 
zu kämpfen, auch mit unseren 
Bündnispartnern bei den Ge-
werkschaften und beim hessi-
schen mieterbund.
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Wohnen ist nicht nur ein 
thema in den großen 
städten und metropo-

len, sondern genauso auf dem 
land. Doch die herausforderun-
gen sind in den ländlichen räu-
men hessens sehr unterschied-
lich und reichen vom umgang 
mit akuter leerstandsproblema-
tik bis hin zur Bewältigung einer 
dynamischen nachfrage nach 
Wohnraum – je nachdem in wel-
cher Region man sich befindet.
eine Politik, die das Wohnen auf 
dem land verbessern will, muss 
also genau hinschauen und re-
gionalspezifische Lösungen er-
möglichen. 

es gibt jedoch auch Bereiche, die 
praktisch überall problematisch 
sind. sowohl in den ländlichen 
Zentren, aber auch aufgrund der 
hohen eigenheimorientierung in 
Dörfern findet sich ein Mangel 
an bezahlbarem kleineren und 
barrierefreien Wohnraum. miet-
wohnraum gibt es in den Dörfern 
häufig viel zu wenig. 
Damit fehlen Wohnangebote für 
die erste (gemeinsame) Wohnung 
für junge menschen, bezahlbare 
Wohnungen für junge Familien 
und für ältere menschen kleine-
re und barrierefreie Wohnungen. 
es ist daher dringend notwendig, 
auch in den ländlichen räumen 

Dr. Andrea Soboth ist Gesellschaf-
terin im IfR Institut für Regional-
management. Sie ist seit mehr 
als 15 Jahren in der Beratung und 
Begleitung von ländlichen  
Räumen tätig.

über die Hälfte der hessischen bürgerinnen und bürger lebt im ländlichen raum, viele 
davon in dörfern wie neuengronau , das zu Sinntal gehört und im Main-kinzig-kreis liegt.

Ein gemeinsames dach für die Menschen im ländlichen raum 
symbolisiert das zeichen der dorfgemeinschaftshäuser.
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GastbeitraG  –  Von dr. andrea SoBoth, inStitUt für reGionalManaGeMent

Perspektiven für den ländlichen raum

gutES LEbEn auf dEM dorf

ein breiteres und bezahlbares 
Wohnangebot zu schaffen. 
Bürgerschaftlich getragene Initi-
ativen von Dorfgemeinschaften 
(gemeinschaftliche Wohnprojek-
te) sind daher genauso zu unter-
stützen wie private Initiativen. 
aber es ist auch zu überlegen, 
ob sich nicht Wohnungsbauge-
sellschaften mit Wohnprojekten 
stärker den ländlichen Gemein-
den mit ihren Dörfern zuwenden 
sollten. 
Darüber hinaus ist mit Blick auf 
das wichtige Ziel des Flächenspa-
rens in hessen zudem der Innen-
entwicklung Vorrang einzuräu-
men. Innenentwicklung bedeutet 
die entwicklung von ländlichen 
Zentren und Dörfern in der beste-
henden Ortslage zu sehen – dies 
je nach region in einer angemes-
senen Balance zur außenent-
wicklung. Denn nur vitale, innen 
gestärkte Orte haben eine hohe 
Wohn- und lebensqualität. und 
die ländlichen räume hessens 
haben beträchtliche Innentwick-
lungspotenziale (u. a. leerstände, 
Baulücken, neben- und ökono-
miegebäude, weitere Potenzial-
flächen in der Ortslage), die für 
eine Wohnbebauung genutzt 
werden können. 

Doch die Innenentwicklung ist 
deutlich aufwändiger als die 
ausweisung von neubaugebie-
ten. Will man Innenentwicklung 
ernsthaft voranbringen, so be-
nötigen ländliche räume hierfür 
mehr ressourcen (Fördermittel, 
Personal, städtebauliche Bera-
tungskompetenz etc.). Gemein-
sam und in frühzeitiger einbe-
ziehung aller akteure können 
Weiterentwicklungen im Be-
stand genauso realisiert werden 
wie neubauten in der Ortslage. 
abschließend sei noch darauf 
hingewiesen: Gutes Wohnen auf 
dem land kann nicht durch die 
alleinige Beschäftigung mit dem 
themenkreis „Wohnen“ geschaf-
fen werden! Denn das Wohnen 
ist für die menschen auf dem 
land eng mit Fragen der Daseins-
vorsorge und dem Vorhandensein 
von arbeitsplätzen verknüpft. 
Ziel muss es daher sein, arbeit 
zurück in die ländlichen räume 
zu bringen. Gleichzeitig muss die 
Daseinsvorsorge gesichert sein. 

Zur Wohn- und lebensqualität 
gehört u. a. auch, in vitalen nach-
barschaften zu leben sowie Orte 
der Versorgung, der kommunika-
tion und der teilhabe zu haben. 
Daher liegt in vielen Dörfern ein 
besonderes augenmerk auf der 
Weiterentwicklung öffentlicher 
Treffpunkte wie Dorfgemein-
schaftshäuser. Diese so aufzu-
stellen, dass sie mehr Funktionen 
aufnehmen (café, kulturangebo-
te, ärztesprechstunde, e-lade-
stationen etc.) und den heutigen 
ansprüchen an das Zusammen-
leben (öffentliches Wohnzimmer, 
tagesangebote für senioren etc.) 
entsprechen, ist eine wichtige 
aufgabe. Insgesamt gilt also: Be-
nötigt wird nicht ein ansatz für 
ein gutes Wohnen auf dem land, 
sondern einer für ein gutes leben 
auf dem land. 

faktEn

in zinns tradition
Fast symbolisch für eine Politik, die den länd-
lichen raum fördert, stehen die rund 1.500 
Dorfgemeinschaftshäuser in hessen. Deren 
errichtung geht auf den „hessenplan“ von 
Georg-august Zinn zurück, der von 1950 bis 1969 
hessischer ministerpräsident war. Die Dorfge-
meinschaftshäuser waren als kulturelle und sozi-
ale Zentren in den Dörfern geplant und brachten 
Fortschritt und modernität aufs land – so gab es 
dort Fernsehräume, Bäder, Gefrieranlagen oder 
heißmangeln und damit technische möglichkei-
ten, die für viele Privathaushalte noch undenkbar 
waren. Vor allem wurden sie Orte des aktiven 
Vereinslebens.

faktEn

80 Prozent  
ländlich GePräGt

Der ländliche raum hessens 
umfasst rund 80 Prozent der 
Landesfläche – auf Grundla-
ge der richtlinien des landes 
zur Förderung der ländlichen 
entwicklung bemessen. mehr 
als die hälfte der Bürgerinnen 
und Bürger hessens lebt in 
dieser vielfältigen und attrak-
tiven kulturlandschaft. ZIrka 
2.000 Dörfer und 370 kleinere 
städte und Gemeinden sind 
dem ländlichen raum zuzu-
ordnen.
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Frank Matiaske wurde 2015 zum 
Landrat des Odenwald kreises ge-
wählt. Zuvor war er siebeneinhalb 
Jahre Bürgermeister der Stadt  
Breuberg.
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dEr LändLicHE rauM braucHt  
aufMErkSaMkEit

junge leute wegen fehlender 
beruflicher Perspektiven weg-
ziehen? Dass ein massiver ärz-
temangel droht? Dass traditio-
nen immer blasser werden oder 
zur Folklore verkommen?
Wenn das ergebnis der Bundes-
tagswahl dazu führte, dass den 
stärken des ländlichen raumes  
wieder mehr Interesse entge-
genschlägt, würde ich dies sehr 
begrüßen. Dann würde wahrge-
nommen, welche identitätsstif-
tende kraft gerade das land hat 
und welche anstrengungen es 
gibt, sich einer gefährlichen ab-
wärtsentwicklung entgegenzu-
stemmen. als landrat des Oden-
waldkreises nenne ich nur drei 
Beispiele: den Breitbandausbau, 
den wir vorangetrieben haben, 
um wirtschaftlich anschlussfä-
hig zu bleiben, den aufbau vieler 
kooperationen, um die Gesund-
heitsversorgung zu sichern, und 
innovative angebote im Perso-
nennahverkehr. 
Das land hessen hat uns da-
bei unterstützt. Dafür bin ich 
dankbar. aber von einem echten, 
dauerhaften Interesse der jetzi-
gen landesregierung und ihrer 

nach dem politischen Be-
ben nach der Bundestags-
wahl werden die Gründe 

für das ergebnis und mögliche 
konsequenzen für die neue re-
gierung gesucht. sicher galt der 
Protest der afD-Wähler auch der 
Zuwanderungspolitik. mehr aber, 
davon bin ich überzeugt, rührte 
er vor allem in den neuen Bun-
desländern, aber verstärkt auch 
in Westdeutschland daher, dass 
viele menschen, die im ländli-
chen raum leben, sich abgehängt 
fühlen. Das, was einst trug, gibt 
keine sicherheit mehr, und das, 
was ist oder kommen mag, erst 
recht nicht.

kein Wunder, ist es doch über 
etliche Jahre nicht ausreichend 
gelungen, die Prosperität in 
ländlichen regionen zu fördern. 
überspitzt formuliert: Die Politik 
hat sich für das land viel zu we-
nig interessiert. Das kritisiere ich 
schon lange. Diese einstellung 
rächt sich nun in Deutschland – 
ähnlich wie in anderen ländern 
zuvor. mich überzeugt die Fest-
stellung vieler experten, mit Blick 
auf den Wahlerfolg des amerika-
nischen Präsidenten trump und 
den Brexit: „In den Vereinigten 
staaten und Großbritannien war 
der Zusammenhang zwischen 
dem ökonomischen abstieg von 
regionen und der Wahlentschei-
dung eindeutig.“
Diesen „abstieg“ gibt es auch 
bei uns. Zwar sind in Deutsch-
land nicht alle ländlichen Gebiete 
gleichermaßen davon betroffen. 
Die Fragen der menschen jener 
regionen, gleich wo sie liegen, 
sind aber dieselben und sind exis-
tentiell: Wie sollen wir uns noch 
beheimatet fühlen, wenn wir 
sehen, dass Versorgungsstruktu-
ren brüchig werden oder schon 
zusammengebrochen sind? Dass 

Mobilität, breitbandausbau und 
ärztliche Versorgung sind drei große 
themenfelder, bei denen ländliche 
räume mehr unterstützung brauchen.

Michelstadt bildet zusammen 
mit Erbach das zentrum des 
odenwaldkreises.

viele menschen fühlen sich abgehängt

faktEn

Vorreiter bei  
Glasfaser

Der Odenwaldkreis hat eine 
Vor reiterrolle beim ausbau des 
Breitbandnetzes im ländlichen 
raum übernommen. ende 
2011 wurde das in dieser Grö-
ßenordnung bundes weit erste 
kommunal getragene Glasfa-
sernetz in Betrieb genommen. 
mit rund 300 km länge sorgt es 
heute für eine flächendeckende 
Ver sorgung aller städte und Ge-
meinden des Odenwaldkreises 
mit schnellen Internetverbin-
dungen. nutznie ßer sind nicht 
zuletzt die rund 3.000 kleinen 
und mittelständischen  unter-
nehmen  im Oden wald kreis, 
die durch den Breitbandausbau 
ihre Wettbewerbsfähigkeit aus-
bau en und langfristig in den 
standort investieren können.

Sie planen Investitionen in  
 Infrastruktur- oder IT-Projekte?

Wir machen  
Sie fit für  
Ihre  Ziele.

Im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen bieten wir allen öffentlichen Auftraggebern 
eine  kostenfreie Beratung zu geplanten   Investitions vorhaben sowie zu allgemeinen Fragen 
im Vorfeld eines Projektes an und prüfen mit ihnen gemeinsam, ob ein Partnerschaftsmodell  
eine wirtschaftliche Realisierungsvariante ist.

Vereinbaren Sie als öffentlicher Auftrag  geber eine  
kostenfreie  Investitions beratung für Ihr Projekt

� +49 30 257679 -0 www.pd-g.de/ib_zh

Kompetent. Kostenfrei. Kurzfristig.
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GastbeitraG  –  Von franK MatiaSKe, landrat deS odenwaldKreiSeS
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Vorgänger am Wohlergehen des 
ländlichen raums – ob in süd-, 
mittel- oder nordhessen – kann 
man kaum sprechen. In hessen 
werden zum Beispiel lieber au-
tobahnkreuze saniert, anstatt für 
einen ordentlichen Verkehrsan-
schluss ländlicher regionen zu 
sorgen. lieber baut man städte 
wie Frankfurt oder Darmstadt 
weiter zu, anstatt nach intelligen-
ten lösungen zu suchen, die auch 
Gebiete wie den Odenwaldkreis 
als Wohnstandort einbeziehen. 
Gleiches gilt für hochschulstand-
orte, bei denen beispielsweise 
die nachbarbundesländer Bay-
ern und Baden-Württemberg 
bewusst ausgründungen in den 
ländlichen regionen fördern und 
vorantreiben.
Ich wünsche mir, dass die neue 

Bundesregierung zu einem Pro-
gramm kommt, das sich zum 
ländlichen raum bekennt und 
konkrete Vorhaben nennt. aus-
druck dieses Perspektivwechsels 
wäre ein eigenes heimatminis-
terium im Bund, das anstrengun-
gen zugunsten des ländlichen 
raums bündelt. auch für hessen 
müsste es ein solches haus geben, 
als eigenständige einrichtung, 
nicht als anhängsel eines schon 
bestehenden ministeriums. Bay-
ern und nordrhein-Westfalen ge-
hen diese Wege bereits mit erfolg 
(wenngleich auch als „anhängsel“ 
anderer ministerien“).
In hessen lebt mehr als die hälf-
te der Bürgerinnen und Bürger 
in ländlich geprägten Gebieten, 
die  80 Prozent der Landesfläche 
ausmachen. es wäre an der Zeit, 
sich diesen attraktiven regionen 
und ihren menschen stärker und 
glaubwürdiger zu widmen als 
bisher. sowohl im Bund als auch 
in hessen.  
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sPd-landtaGsfraKtion  –  text christoPh deGen, mdl

Wenn im herbst die tage 
kürzer werden, dann 
wird in südtirol die 

fünfte Jahreszeit, die törggele-
zeit, eingeläutet. Viele Bauern 
öffnen ihre Stuben und bieten ih-
ren Gästen hausgemachte lecke-
reien aus hof und Feld an, darun-
ter auch oft spinatknödel.

Für sechs bis acht knödel schnei-
det man das Weißbrot in kleine 
Würfel und übergießt sie in einer 
großen schüssel mit der milch. 
Zwiebel und knoblauch klein 

lassen, dann gut abtropfen lassen 
und auf teller geben.

Die Butter in einem kleinen topf 
unter rühren braun werden las-
sen und über die knödel gießen, 
mit Parmesan und schnittlauch 
garnieren.

Wichtig ist, dass alle Zutaten 
möglichst klein geschnitten 
werden und die masse nicht zu 
feucht wird, sonst fallen die knö-
del im Wasser auseinander.

Südtiroler Spinatknödel

zUtaten für 4 Personen
• 400 g frischer Blattspinat
• 150 g festes Weißbrot
• 1 Zwiebel
• 1 knoblauchzehe
• 2 eier
• 50 ml milch
• 40 g Bergkäse
• 2 el mehl
• Butter zum andünsten
• Salz und Pfeffer
• 1 messerspitze muskatnuss
• 30 g geriebener Parmesan
• 70 g braune Butter zum 

Garnieren
• etwas gehackter schnittlauch

die lieblinGsrezePte Unserer
abGeordneten

geschnitten in etwas Butter an-
dünsten. Den Blattspinat fein 
hacken und dazugeben. Weiter 
dünsten, bis der spinat zusam-
mengefallen ist. Die spinatmas-
se zum Brot geben und mit salz, 
Pfeffer und Muskat würzen. Jetzt 
noch die eier, das mehl und den 
käse (ebenfalls klein geschnitten) 
dazugeben und alles gut durch-
kneten. In einem großen topf 
salzwasser zum kochen bringen. 
knödel formen und sanft mit ei-
nem Löffel ins Wasser geben. Die 
knödel etwa 15 minuten sieden 
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Der neubau der kita, die sanie-
rung der landstraße und andere 
Investitionen zur Verbesserung der  
Infrastruktur sind immer dringli-
chere themen auf der kommunalen 
agenda. Zum teil fehlt das Budget 
im haushalt, zum anderen die ant-
wort auf die Frage: Wie gehen wir 
diese aufgabe so an, dass eine lang-
fristige und effiziente Lösung im In-
teresse der Bürger gefunden wird?
Partnerschaft Deutschland – PD  
Berater der öffentlichen Hand 
Gmbh ist eine Inhouse-Beratungs-
gesellschaft der öffentlichen Hand, 
die so professionell wie ein externer 
Dienstleister und so verwaltungs-
nah wie eine interne abteilung 
diese Frage beantworten kann. Vor 
allem für kommunen sind unsere 
leistungen zu allen wirtschaftli-
chen, strategischen und organisa-

torischen Fragen gebündelt und 
umfassen vor allem für investive 
Vorhaben angepasste Beratungs-
module. Daneben können wir Part-
nerschaftsprojekte initial kostenfrei 
über ein Programm des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen beraten. 
Praxisbeispiele sind: die Beglei-
tung eines Vergabeverfahrens für 
die wirtschaftliche Beratung und 
die verfahrensbegleitende Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung für ein 
schulzentrum einer kreisangehöri-
gen Gemeinde, die konzeption und 
umsetzung der Gründung einer 
kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaft, die Begleitung der sanierung 
eines denkmalgeschützten rathau-
ses einer stadt, die Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung für ein heraus-
gehobenes museum einer großen 
kommune. 

Erfahrungen nutzen und kommunale  
Infrastruktur auf den Weg bringen
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ansprechpartner: 
senior managerin kommunal-
beratung Melanie Kunzmann  
melanie.kunzmann@pd-g.de, 
Geschäftsführer  
Stéphane Beemelmans
stephane.beemelmans@pd-g.de, 
030-257679-110

Weitere Informationen  
finden Sie hier:
www.pd-g.de/kommunalberatung.  
nutzen sie unsere erfahrungen! 

baLLungSräuME iMMEr tEurEr

hohe mieten in hessen
Die mieten in den hessischen Großstädten und den umgeben-
den landkreisen sind sehr hoch. Das ergibt eine analyse des 
Bundesinstituts für Bau-, stadt- und raumforschung an-
hand der neuesten Zahlen für das erste halbjahr 2017. 
ausgewertet wurden dafür nicht Bestandsmieten, 
sondern die angebotsmieten für erst- und Wiederver-
mietung. Vor allem in der region rund um Frankfurt, 
Wiesbaden, Offenbach und Darmstadt werden 
hohe Preise aufgefordert. Günstig mieten lässt sich 
fernab des Ballungsraums insbesondere in mittel- 
und nordhessen. In und direkt um kassel sieht 
es hingegen deutlich kritischer aus. als größ-
ten Preistreiber sieht das Institut den mangel 
an Bauland und damit die drastisch gestiegenen 
Grundstückspreise. 
Quelle: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

Ungleichheit nimmt zu

bis 5 Euro 
Anzeige



Gruppen sind auf ausreichenden 
und günstigen Wohnraum ange-
wiesen. Deutschlandweit fehlt 
es genau daran. auch die hessi-
sche landesregierung versucht 
nur, die dringendsten löcher im 
Wohnungsmarkt zu stopfen. Wir 
plädieren allerdings für einen 
umfassenderen ansatz.

Umdenken im Wohnungsbau
sozialer Wohnungsbau wird vor 
allem durch spezielle Programme 
sowie das Wohnungsbauförder-
gesetz finanziert. Früher wurde 
damit meist eine langfristige 
Belegungsbindung verbunden. 
Dadurch wurde günstiger Wohn-
raum langfristig genau den Per-
sonen garantiert, die auf diese 
Wohnmöglichkeiten angewiesen 
waren. Diese Belegungsbindun-
gen laufen zunehmend aus, so-
dass die Wohnungssituation 
immer angespannter wird. Wir 
fordern daher mehr Fördermittel 
für den sozialen Wohnungsbau! 
Wir setzen uns außerdem dafür 
ein, dass auch über 2019 hinaus 
Bundesmittel für den sozialen 
Wohnungsbau bereitgestellt 
werden können. Das kooperati-
onsverbot muss auch in diesem 
Bereich aufgehoben werden. Das 
land hessen sollte sich dafür im 
Bundesrat einsetzen. 
Darüber hinaus sollen die zur Ver-
fügung stehenden mittel sinn-
voller eingesetzt werden. hier ist 
dringend ein umdenken erfor-
derlich. Wir wollen weg von dem 
alleinigen ruf nach mehr Wohn-
heimplätzen. eine Isolierung von 

sozialen Gruppen muss vermie-
den werden. Dazu braucht es  
sozial durchmischten Wohnungs-
bau sowie attraktiven und struk-
turell vielfältigen Wohnraum. ein 
moderner Wohnungsbau schließt 
für uns Barrierefreiheit, energie-
effizienz und eine moderne Infra-
struktur ein. Dazu gehören eine 
ausreichende anbindung an den 
öPnV, abstellmöglichkeiten für 
autos und Fahrräder, schnelles 
Internet und einfacher Zugang zu 
einkaufs- sowie erholungsmög-
lichkeiten. niemand soll durch 
sozialen Wohnungsbau an den 
(stadt-)rand gedrängt werden.

Gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Wohnraumknappheit ist kein rein 
studentisches thema, sondern 
es betrifft viele unterschiedliche 
gesellschaftliche Gruppierungen. 
Die Wohnraumproblematik kann 
daher nur gemeinsam nachhal-
tig gelöst werden. es reicht nicht 
aus, die Wohnraumprobleme iso-
liert für einzelne Gruppen zu be-
trachten und nach teillösungen 
zu suchen. es braucht eine um-
fassende strategie. eine lösung 
des Wohnraumproblems sollte 
unbedingt die soziale Durchmi-
schung fördern und damit dazu 
beitragen, den sozialen Frieden in 
der Gesellschaft zu sichern. sozi-
aldemokratische Wohnungsbau-
politik heißt: Die studentin muss 
neben dem manager, die ärztin 
neben dem erzieher und der ar-
beitssuchende neben der vier-
köpfigen Familie wohnen können. 
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faktEn

Unter dem bUndesdUrchschnitt
Hessen liegt bei öffentlich geförderten Wohnheimplätzen für Stu-
dierende deutlich unter dem Bundesschnitt. Das studentenwerk 
Frankfurt ist für die Hochschulstandorte Frankfurt, Offenbach, Rüs-
selsheim, Wiesbaden und Geisenheim zuständig und verfügt über 
2.850 Plätze für 76.500 studierende. Das entspricht einer Quote von 
3,7 Prozent. hessenweit werden von den studentenwerken rund 
fünf Prozent aller studierenden mit Plätzen versorgt. Bundesweit 
liegt die Quote mit 7,8 Prozent deutlich höher. 

faktEn

die hälfte für die  
miete
mehr als 30 Prozent der studie-
renden in Deutschland müssen 
nach einem dpa-Bericht monat-
lich mit weniger als 700 euro im 
monat auskommen. Davon geht 
fast die hälfte für die miete drauf. 
Bezahlbaren Wohnraum bieten 
die öffentlich geförderten Deut-
schen studentenwerke, allerdings 
reichen deren Plätze nur für rund 
10 Prozent der studierenden. mit 
241 euro warm liegt die Durch-
schnittsmiete in den rund 1.700 
Wohnheimen sogar unterhalb der 
Bafög-Pauschale von 250 euro, 
wie die studentenwerke betonen.

GastbeitraG  –  Von lea eliSa Konrad Und chriStoPh GörreS

wohnungssuche für studierende oft eine odyssee

WoHnrauMknaPPHEit: EinE 
gESaMtgESELLScHaftLicHE  
LöSung MuSS HEr

Wenn man länger nach 
einer Wohnung sucht 
als das tatsächliche 

studium dauert, dann läuft et-
was gewaltig schief! Vor allem in 
Groß- und universitätsstädten ist 
die suche nach einer bezahlba-
ren Wohnung eine Odyssee. ein 
jüngst erschienenes Gutachten 
des Instituts der deutschen Wirt-
schaft zeigt: seit 2010 sind die 

mieten in Berlin um 70 Prozent, 
in stuttgart um 62 Prozent und in 
münchen um 53 Prozent gestie-
gen. Wer hier in hessen beispiels-
weise in Frankfurt studieren 
möchte, muss eine durchschnitt-
liche miete von 14 euro pro Qua-
dratmeter aufbringen – Frankfurt 
ist damit die drittteuerste uni-
versitätsstadt in Deutschland.

Nicht nur Studierende betroffen
Die Explosion der Mietpreise trifft 
nicht nur studierende in hohem 
maße. es wird für alle menschen 
mit geringem einkommen zu-
nehmend unmöglich, eine Woh-
nung in akzeptabler lage und 
mit guter Anbindung zu finden. 
studierende, auszubildende, al-
leinerziehende, Geringverdie-
nende und viele weitere soziale 

Lea Elisa Konrad ist Sprecherin 
der Juso-Hochschulgruppe Gießen 
und Referentin im Allgemeinen 
Studierendenausschuss.  
 
Christoph Görres ist Mitglied der 
Juso-Hochschulgruppe Gießen 
und Referent im Allgemeinen 
Studierendenausschuss. Mitge-
arbeitet hat Andreas Schaper.

innovatives studentisches 
Wohnen bietet das „cubity“ 
in frankfurt – ein ökologisches 
und soziales Experiment. 
die bewohnerinnen und 
bewohner teilen sich 
verschiedene bereiche des 
Plusenergiehauses, das 
mehr Energie gewinnt, als es 
benötigt.
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schichten zu schaffen – d. h. für 
studierende, für Paare, für Fami-
lien und für rentner. Dazu haben 
wir auch unsere Förderprogram-
me an die realität angepasst: seit 
kurzem ist eine vierköpfige Fami-
lie mit einem Bruttoeinkommen 
bis ca. 75.000 euro berechtigt, 
eine geförderte Wohnung zu be-
ziehen – der Quadratmeterpreis 
liegt dann bei 10,50 euro.

es geht uns bei dem neuen stadt-
teil aber nicht nur darum, neue 
Wohnungen zu bauen. Wichtig 
ist uns auch, dass in einer mög-
lichst frühen realisierungsphase 
schulen, kitas, einkaufsmöglich-
keiten und eine gute öPnV-an-
bindung an die Innenstadt um-
gesetzt werden. Insbesondere die 
gute Verkehrsanbindung ist eine 
Voraussetzung für den erfolg des 
stadtteils. städtebaulich orien-
tieren wir uns an gründerzeitli-
chen strukturen mit Parks und 
Freiflächen zwischen einzelnen 
nachbarschaften. Die vielfach 
beschworene trabantensiedlung 
mit grauen hochhäusern haben 
wir nicht im Blick.
Wir befinden uns mit dem neuen 
stadtteil am Beginn der entwick-
lung. Der magistrat hat kürzlich 
die einleitung vorbereitender 
untersuchungen beschlossen, 
der Beschluss der stadtverord-
netenversammlung folgt vor-
aussichtlich bis ende 2017. In 
den kommenden beiden Jahren 
sollen zunächst städtebauliche, 
verkehrliche und ökologische Fra-
gen geklärt werden – vom lärm-
schutz über stadtklimatische as-
pekte, untersuchungen zu Fauna 
und Flora bis hin zu Fragen der 
erschließung. Dabei soll auch ge-
klärt werden, ob eine städtebau-
liche entwicklungsmaßnahme 
durchgeführt werden kann.

hessens städte wachsen, 
insbesondere die mittel-, 
Groß- und universitäts-

städte. Da in den vergangenen 
Jahren nicht nur in Frankfurt am 
main zu wenig neue Flächen für 
den Bau neuer Wohnungen aus-
gewiesen wurden und gleichzei-
tig die nachfrage rasant steigt, 
verknappt sich der Wohnraum 
und die kosten für mieten und 
eigentumswohnungen oder häu-
ser steigen. Von den steigenden 
kosten sind nicht nur menschen 
mit niedrigen einkommen be-
troffen, der Wohnungsmangel 
betrifft inzwischen insbesondere 
auch mittlere einkommensbezie-
her, wie Polizisten, erzieher oder 
Grundschullehrer.
aufgrund des angespannten 
Wohnungsmarktes ist die schaf-
fung von bezahlbarem Wohn-
raum eine der wichtigsten auf-
gaben, die heute und in den 
kommenden Jahren von der 
Politik bearbeitet werden muss. 

es geht darum, dass wir für die-
jenigen, die hart arbeiten, auch 
in der nähe ihres arbeitsplatzes 
bezahlbaren Wohnraum anbie-
ten können. heute pendeln 64 
Prozent der Frankfurter arbeit-
nehmerinnen und arbeitnehmer 
in die stadt. Bei kürzeren Pendel-
distanzen bleibt mehr Zeit für die 
Familie, und auch in ökologischer 
hinsicht ist es sinnvoll, wenn der 
Weg zwischen dem arbeitsplatz 
und dem Wohnort mit dem rad 
oder der Bahn zurückgelegt wer-
den kann. Das reduziert letztlich 
auch den cO2-ausstoß.
Frankfurt und das rhein-main-
Gebiet entwickeln sich derzeit 
an verschiedenen stellen. Das 
ist wichtig, denn heute entschei-
det sich, wer sich in 15 Jahren 
das leben in Frankfurt und der 
rhein-main-region noch leisten 
kann. Ganz entscheidend ist da-
bei ein Obdach, das bezahlbar 
ist – dafür werden heute die Wei-
chen gestellt. Wir haben daher 

bezahlbarer wohnraum 
braucht flächen

daS WacHStuM  
dEr StädtE gEStaLtEn

sPd-landesVerband – Text miKe josef, dezernent für Planen 
Und Wohnen der stadt franKfUrt am main

in Frankfurt festgelegt, dass bei 
allen neuen Projekten 30 Prozent 
der Wohnfläche für geförderten 
Wohnraum bereitgestellt werden 
müssen. hiervon sollen vor allem 
die mittleren einkommensbezie-
her profitieren. Dafür haben wir 
auch die einkommensgrenzen 
und den berechtigten Personen-
kreis erweitert.
um bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, brauchen wir Flächen – 
denn die Grundstückskosten sind 
mittlerweile zu einem wichti-
gen kostentreiber geworden. Für 
Frankfurt bedeutet das, dass in 
bestehenden stadtteilen lücken 
weiterentwickelt und Brachen 
wieder verwendet werden. aber 
auch in der Innenentwicklung 
stoßen wir an Grenzen, denn es 
gilt die Qualität der vorhandenen 
Quartiere zu erhalten. Dazu gehö-
ren beispielsweise auch Frei- und 

Grünflächen oder Spiel- und Bolz-
plätze für kinder und Jugendliche.
Da wir in den bestehenden stadt-
teilen nicht jede Fläche bebauen 
möchten, haben wir uns ent-
schieden, in Frankfurt einen neu-
en stadtteil zu entwickeln. Der 
neue stadtteil bietet für uns die 
möglichkeit, bezahlbaren Wohn-
raum für breite Bevölkerungs-

Mike Josef ist Vorsitzender der 
Frankfurter SPD, Mitglied im 
SPD-Landesvorstand und seit 2016 
Dezernent für Planen und Wohnen.
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en rechts und links der a 5 könnte ein 
neuer frankfurter Stadtteil entstehen. 
das gebiet grenzt an oberursel, 
Steinbach und Eschborn. die Planung 
könnte als regionales Projekt 
beweisen, dass das rhein-Main-
gebiet mehr ist als die Summe vieler 
Einzelteile. Entlang der autobahn 
muss natürlich Lärmschutz realisiert 
werden, auch zum Wohl der bereits 
heute hier lebenden Menschen.

Mit dem Preis „Wohnen für alle –  
neues frankfurt 2018“ werden 
vorbildliche Lösungen für bezahlbares 
bauen gesucht – europaweit.

faktEn

zUzUG in die städte
Die Bevölkerungsprognose der hessen agentur von 2016 sagt ei-
nen weiteren starken Zuzug in die hessischen Großstädte voraus. 
Bis zum Jahr 2026 wird ein Bevölkerungswachstum für ganz hes-
sen um 280.000 menschen erwartet. Dabei rechnen die statisti-
ker damit, dass sich die regierungsbezirke unterschiedlich ent-
wickeln. Für südhessen wird bis 2030 mit einer hohen Zunahme 
gerechnet, die sich dann abschwächt, aber bis 2050 fortsetzt. Für 
nord- und mittelhessen wird bis 2020 ein weiterer anstieg der 
Bevölkerung erwartet, der dann durch eine rückläufige Entwick-
lung abgelöst wird. In allen kreisfreien städten steigt die einwoh-
nerzahl bis 2030 weiter an, am höchsten in Frankfurt mit 12,5 
Prozent, gefolgt von Darmstadt mit 11,1 Prozent. Der Zuwachs in 
Kassel wird auf etwa 5,6 Prozent beziffert. 

„heute entscheidet 
sich, wer sich in 
15 Jahren wohnen 
noch leisten kann.“
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 2018 WIRD ERSTMALS EIN 
ARCHITEKTURPREIS FÜR BEZAHL-
BARES UND GUTES WOHNEN 
AUSGELOBT Das Dezernat für Pla-
nen und Wohnen der Stadt Frankfurt 
am Main und das Deutsche Architek-
turmuseum loben gemeinsam mit 
der ABG den Preis »Wohnen für Alle: 
Neues Frankfurt 2018« für aktuell 
realisierte, bezahlbare und gute 
Wohnbauprojekte in Europa aus und 
setzen bezahlbaren Wohnraum im 
Maßstab 1:1 in der Stadt um.

 IN 2018, AN ARCHITECTURE 
PRIZE WILL BE AWARDED FOR 
THE VERY FIRST TIME FOR GOOD 
QUALITY, AFFORDABLE HOMES 
The City of Frankfurt Planning 
and Housing Department and 
Deutsches Architekturmuseum have 
joined forces with ABG to launch the 
prize »Homes for all: Neues Frankfurt 
2018« for recently built, good quality 
and affordable housing projects in 
Europe and to create affordable 
housing in the city precisely accor-
ding to the chosen plans.

ABGABETERMIN
DEADLINE FOR SUBMISSIONS
16 FEB 2018

DAM-ONLINE.DE/
WOHNENFUERALLE

um die städtebauliche und archi-
tektonische Qualität zu sichern, 
werden wir verschiedene Wett-
bewerbe und Workshops durch-
führen. es kommt uns aber nicht 
nur im neuen stadtteil darauf 
an, gute Qualität zu bauen. Wir 
haben daher im Oktober 2017 
mit dem Preis „Wohnen für alle – 
neues Frankfurt 2018“ einen 
Wettbewerb für kostengünstiges 
und gutes Bauen und Wohnen 
gestartet. Damit möchten wir 
auch zeigen, dass neues nicht 
schlecht sein muss. und dass  
Gutes nicht unbedingt teuer sein 
muss. 
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Wo Rockmusik auf Natur und Menschen trifft  – lothar Pohl,  
Musiker und Geschäftsführer 

mein lieblingsort in hessen? Davon 
habe ich zum leidwesen der redak-
tion aber mehrere. Ich hatte das Pri-
vileg, meine Berufslaufbahn mit 
musik gestalten zu dürfen. als ge-
lernter Banker und kaufmann habe 
ich nach dem Wirtschaftsstudium 
zur Zeit der „neuen Deutschen Wel-
le“ zusammen mit kollegen wie 
nena, ukW und der spider murphy 
Gang mit meiner Band crackers auf 
den Bühnen dieses landes gestan-
den. und hier sind mir einige Orte in 
erinnerung geblieben.

Das kaiserliche hotel auf dem Wies-
badener neroberg zum Beispiel, 
heute ist leider nur noch der turm 
übrig. aber von diesem hat man ei-
nen Blick über das gesamte rhein-
main-Gebiet – man schaut vom 
rheingau bis in den Odenwald und 

im Osten erahnt man den spessart. 
hier hatten wir im alten speisesaal 
des hotels unsere ersten auftritte 
vor ausverkauftem haus.

auch der Palmengarten in Frank-
furt blieb mir im sinn. Wir standen 
mal sonntags morgens zur matinee 
auf der Bühne und ich sehe hinter 
dem gesamten Publikum eine en-
tenfamilie über das Gras watscheln. 
ein krasser Gegensatz zum rock-
musikgedonner – allerliebst.

Das amphitheater in hanau ist eine 
ganz besondere stätte. Im Dunst-
kreis der Gebrüder Grimm und in 
der nähe des mains am phantasie-
voll angelegten schlosspark haben 
wir allerlei fröhliche musikanten-
freunde getroffen.

Besonders beeindruckt hat mich 
ein Volksfest in kassel – der „Zissel“. 
hier verbinden sich natur und das 
Zusammenkommen von Jung und 
alt zu einer einheit. überall klingt 
musik, riechen Wurstbratereien 
und duften mandelrösterstände. 
und an den Fuldaauen herrscht 
buntes treiben und gute laune.

Zu guter letzt noch das Oval in War-
tenberg am Vogelsberg. In dieser 
außergewöhnlichen halle hatten 
wir zusammen mit der „1. Original 
Wallenröder Dicke Backe kapell’“ 
einen sagenhaften auftritt und bes-
te erinnerung an hausmannskost 
im catering und netteste Oberhes-
sinnen und -hessen. Wir sind halt 
ein freundlicher und kulturbegeis-
terter menschenschlag.
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„WIR MÜSSEN 
NÄHER RAN AN 
DEN BERUFS-
ALLTAG“

Hier ist Platz für ein 
aussagekräftiges Zitat 

aus dem TextM
EIN  LIEBLINGSPLATZ  IN
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nur einer der vielen Lieblingsorte von Lothar Pohl: 
der aue-Park in kassel mit der Schwaneninsel. PO
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Bildung ermöglicht Menschen, 
sich selbst zu helfen und aufrechter 
durchs Leben zu gehen.  
brot-fuer-die-welt.de/bildung

Würdesäule.



12. DEMO-Kommunalkongress

»WIR IN DEN KOMMUNEN«

Auf dem 12. DEMO-Kommunalkongress am 
16. und 17. November 2017 trifft sich wieder 
die kommunale Familie in Berlin.

Unter dem Motto „WIR IN DEN KOMMUNEN“ 
möchten wir mit Ihnen diskutieren, wie wir an-
gesichts der aktuellen Herausforderungen die 
 Zukunft unserer Kommunen gestalten können.

Der DEMO-Kommunalkongress ist ein Treff-
punkt für haupt- und ehrenamtliche Politiker 
und Fachleute aus Wirtschaft und Verwal-
tung. Wir wollen Ihnen die Möglichkeit für 
einen guten Austausch geben, neue Hand-
lungsperspektiven eröffnen und Best-Practice-
Beispiele präsentieren. 

Es erwartet Sie ein vielfältiges, interaktives 
Programm mit fachkundigen Rednern und 
Referenten – u.a. mit Frank Baranowski, 
Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen, 
Vorsitzender der Bundes-SGK; Hubertus 

Heil, Generalsekretär der SPD; Dr. Ulrich 
 Maly, Oberbürgermeister der Stadt Nürnberg; 
 Thorsten Schäfer-Gümbel, Stellv. Vorsitzender 
der SPD, Fraktionsvorsitzender und Landes-
vorsitzender der hessischen SPD und Michael 
Schickhofer, Landeshauptmann-Stellvertreter, 
Landesvorsitzender der SPÖ Steiermark.

Auf der begleitenden Fachausstellung des 
DEMO-Kommunalkongresses stellen eine 
Vielzahl von Unternehmen und Verbänden 
Ihre Produkte und Dienstleistungen für den 
kommunalen Sektor vor.

Der Kommunale Abend am 16. November 
bietet bei gutem Essen und Musik viele Ge-
legenheiten, miteinander ins Gespräch zu 
kommen.

Wir laden Sie herzlich ein, dabei zu sein. 
Ihr Team der DEMO 

POLITIK FÜR DIE ZUKUNFT 
UNSERER KOMMUNEN

16.–17. 

November 2017

GEMEINDE ZENTRUM 

 SCHÖNEBERG 

Hauptstraße 125 A, 

10827 Berlin-

Schöneberg

Online-Anmeldung und weitere 
Informationen zum Programm, zu den 
Referenten, zu Hotelkontingenten… 

finden Sie unter 
www.demo-kommunalkongress.de
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